


 

 

 
 

 
 

 

































 

 

 

 



















 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 







 



BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

 

An die K+S Aktiengesellschaft, Kassel 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES 

ZUSAMMENGEFASSTEN LAGEBERICHTS 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der K+S Aktiengesellschaft, Kassel, – beste-

hend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlust-

rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 

sowie den Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Be-

wertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den mit dem Konzern-

lagebericht zusammengefassten Lagebericht der K+S Aktiengesellschaft, Kas-

sel, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 geprüft. 

Die in der Anlage zum Bestätigungsvermerk genannten Bestandteile des Lage-

berichts haben wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften 

nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-

nisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen 

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-

schriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. De-

zember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 

bis zum 31. Dezember 2018 und 

 vermittelt der beigefügte zusammengefasste Lagebericht insgesamt ein zu-

treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belan-

gen steht dieser zusammengefasste Lagebericht in Einklang mit dem Jah-

resabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt 

die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser 

Prüfungsurteil zum zusammengefassten Lagebericht erstreckt sich nicht auf 

den Inhalt der in der Anlage zum Bestätigungsvermerk genannten Bestand-

teile des Lageberichts. 



Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 

Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 

zusammengefassten Lageberichts geführt hat. 

  



Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des zusammengefassten 

Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprü-

ferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgenden „EU-APrVO“) unter Beachtung der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 

diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-

schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des zusammenge-

fassten Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-

ben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 

europarechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-

chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber hinaus erklären 

wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen 

Nichtprüfungsleistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir 

sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausrei-

chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 

Jahresabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahres-

abschlusses  

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach 

unserem pflicht-gemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des 

Jahresabschlusses für das Geschäfts-jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 

2018 waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit unserer Prü-

fung des Jahresabschlusses als Ganzem und bei der Bildung unseres Prüfungs-

urteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil zu die-

sen Sachverhalten ab. 

Nachfolgend stellen wir mit der Werthaltigkeit der Anteile an verbundenen Un-

ternehmen den aus unserer Sicht besonders wichtigen Prüfungssachverhalt 

dar. 



Unsere Darstellung dieses besonders wichtigen Prüfungssachverhalts haben 

wir wie folgt strukturiert: 

a) Sachverhaltsbeschreibung (einschließlich Verweis auf zugehörige Angaben 

im Jahresabschluss) 

b) Prüferisches Vorgehen 
 

Werthaltigkeit der Anteile an verbundenen Unternehmen 

a) Unter den Finanzanlagen weist die K+S Aktiengesellschaft in ihrem han-

delsrechtlichen Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 Anteile an ver-

bundenen Unternehmen in Höhe von 6.662,9 Mio. € aus. Das entspricht 

87,8 % der Bilanzsumme. 

Die Anteile werden mindestens einmal jährlich von den gesetzlichen Vertre-

tern auf Werthaltigkeit überprüft. Die Ableitung der beizulegenden Werte 

erfolgte im Rahmen eines Ertragswertverfahrens unter Berücksichtigung 

des Capital-Asset-Pricing-Model (CAPM) zur Ermittlung der Eigenkapitalkos-

ten. Für die Ermittlung der Unternehmenswerte werden die geplanten Net-

toausschüttungen aus der Mittelfristplanung für den Prognosezeitraum 2019 

bis 2021 abgeleitet. Die geplanten Nettoausschüttungen außerhalb des 

Prognosezeitraums werden auf Basis des für 2021 erwarteten Ergebnisses 

mit einer Wachstumsrate von 1 % p.a. kalkuliert. 

Das Ergebnis dieser Bewertung ist in hohem Maße von der Einschätzung 

und Beurteilung der gesetzlichen Vertreter in Bezug auf die künftigen Zah-

lungsmittelzuflüsse, die langfristige Wachstumsrate sowie den verwendeten 

Diskontierungszinssatz abhängig.  

Entsprechend ist die Bewertung mit einer erheblichen Unsicherheit behaftet. 

Vor diesem Hintergrund ist dieser Sachverhalt aus unserer Sicht im Rahmen 

unserer Prüfung von besonderer Bedeutung. 

Die Angaben der gesetzlichen Vertreter zu Anteilen an verbundenen Unter-

nehmen sind im Anhang in dem Abschnitt „Bilanzierungs- und Bewertungs-

grundsätze“ sowie in den Abschnitten 10 und 26 enthalten. 

b) Wir haben uns im Rahmen unserer Prüfung mit dem Prozess zur Überprü-

fung der Werthaltigkeit der Anteile an verbundenen Unternehmen ausei-

nandergesetzt und eine Prüfung der darin enthaltenen prüfungsrelevanten 

Kontrollen vorgenommen.  



Wir haben uns von der Angemessenheit der bei der Berechnung verwende-

ten künftigen Zahlungsmittelzuflüsse überzeugt. Hierzu haben wir u.a. ei-

nen Abgleich dieser Angaben mit den aktuellen Budgets aus der von den 

gesetzlichen Vertretern verabschiedeten und vom Aufsichtsrat jeweils ge-

billigten Drei-Jahresplanung sowie eine Abstimmung mit allgemeinen und 

branchenspezifischen Markterwartungen vorgenommen.  

Da bereits relativ kleine Veränderungen des verwendeten Diskontierungs-

zinssatzes wesentliche Auswirkungen auf die Höhe des auf diese Weise er-

mittelten Unternehmenswerts haben können, haben wir auch die bei der 

Bestimmung des verwendeten Diskontierungszinssatzes zugrunde gelegten 

Annahmen und Parameter, insbesondere den risikofreien Zinssatz und die 

Marktrisikoprämie, mit eigenen Annahmen und öffentlich verfügbaren Da-

ten verglichen und das Berechnungsschema nachvollzogen. 

  



Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. 

Die sonstigen Informationen umfassen 

 die in der Anlage zum Bestätigungsvermerk genannten, nicht inhaltlich 

geprüften Bestandteile des Lageberichts, 

 die Versicherung der gesetzlichen Vertreter zum Jahresabschluss und 

zum zusammengefassten Lagebericht nach § 264 Abs. 2 Satz 3 bzw. § 

289 Abs. 1 Satz 5 HGB und 

 die übrigen Teile des Geschäftsberichts, mit Ausnahme des geprüften 

Jahresabschlusses und zusammengefassten Lageberichts sowie unseres 

Bestätigungsvermerks. 

  

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum zusammengefassten La-

gebericht erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen, und dement-

sprechend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form 

von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab. 

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die 

sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen In-

formationen 

 wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zum zusammengefass-

ten Lagebericht oder zu unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen auf-

weisen oder 

 anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.  

 



Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für 

den Jahresabschluss und den zusammengefassten Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahres-

abschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-

rechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 

dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-

des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-

len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-

ßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 

Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 

oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-

verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 

sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, 

auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-

che Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des 

zusammengefassten Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 

entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-

rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um 

die Aufstellung eines zusammengefassten Lageberichts in Übereinstimmung 

mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, 

und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im zusammenge-

fassten Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungsle-

gungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und 

des zusammengefassten Lageberichts. 



Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-

schlusses und des zusammengefassten Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 

Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbe-

absichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der zusammengefasste La-

gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-

mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 

mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-

merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 

zusammengefassten Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie 

dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 

können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-

lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie ein-

zeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und zu-

sammengefassten Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 

von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren 

eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter 

oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 

zusammengefassten Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 

als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-nachweise, 

die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-

urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 

aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Ver-

stöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-

ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen inter-

ner Kontrollen beinhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlus-

ses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des zusam-

mengefassten Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 



Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 

dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern an-

gewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 

den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zu-

sammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den ge-

setzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-

führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 

Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 

mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 

der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 

Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 

dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im zusammengefassten 

Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-

sen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 

Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestäti-

gungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 

Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-

ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jah-

resabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 

zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-

ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des zusammengefassten Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 

Bild von der Lage der Gesellschaft. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dar-

gestellten zukunfts-orientierten Angaben im zusammengefassten Lagebe-

richt durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollzie-

hen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den 

gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 

und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-

ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zu-

kunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen 

geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 



künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-

weichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den 

geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prü-

fungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsys-

tem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklä-

rung ab, dass wir die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten 

haben, und erörtern mit ihnen alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, 

von denen vernünftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf un-

sere Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffenen Schutzmaßnah-

men.  

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung 

Verantwortlichen erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung 

des Jahresabschlusses für den aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten 

waren und daher die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir be-

schreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze 

oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachver-

halts aus. 

 

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUN-

GEN  

 

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am 15. Mai 2018 als Abschlussprüfer 

gewählt. Wir wurden am 23. August 2018 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir 

sind ununterbrochen seit dem Geschäftsjahr 1972 als Abschlussprüfer der K+S 

Aktiengesellschaft, Kassel, tätig. 

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungs-

urteile mit dem zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 

EU-APrVO (Prüfungsbericht) in Einklang stehen. 

 

 

  



VERANTWORTLICHER WIRTSCHAFTSPRÜFER 

 

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Dr. Christian H. 

Meyer. 

 

 

Hannover, 5. März 2019 

113810/fi 

 

 

Deloitte GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

(Heiner Kompenhans) (Dr. Christian H. Meyer) 

    Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 

 

  



Anlage zum Bestätigungsvermerk: nicht inhaltlich geprüfte Bestand-

teile des zusammengefassten Lageberichts 

Folgende Bestandteile des zusammengefassten Lageberichts haben wir nicht 

inhaltlich geprüft: 

 die in dem Kapitel „Nichtfinanzielle Erklärung“ sowie im Kapitel „Unterneh-

mensstrategie“ in den Abschnitten „Nachhaltigkeitsprogramm“, „Hand-

lungsfelder der K+S Gruppe“, „Konkrete Nachhaltigkeitsziele bis zum Jahr 

2030“ und „Stakeholderdialog“ und im Kapitel „Erklärung zur Unterneh-

mensführung und Corporate Governance“ in dem Abschnitt „Nachhaltig-

keitsmanagement“ enthaltene nichtfinanzielle Erklärung gemäß §§ 289b bis 

289e sowie 315b und 315c HGB, 

 die im Abschnitt „Erklärung zur Unternehmensführung und Corporate 

Governance“ des zusammengefassten Lageberichts enthaltene Erklärung 

zur Unternehmensführung gemäß §§ 289f und 315d HGB.  


